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national vertreten oder in seinem 
Namen handeln kann«. Sie gehen 
von dem Grundsatz aus, »daß die 
Hoheitsgewalt jedes der beiden 
Staaten sich auf sein Staatsgebiet 
beschränkt. Sie respektieren die 
Unabhängigkeit und Selbständig­
keit jedes der beiden Staaten in sei­
nen inneren und äußeren Angele­
genheiten.« Beide Staaten verein­
barten, friedliche Beziehungen 
zwischen den europäischen Staaten 
zu fördern, zur Sicherheit und Zu­
sammenarbeit beizutragen und Be­
mühungen um eine Verminderung 
der Streitkräfte und Rüstungen in 
Europa zu unterstützen, ohne daß 
dadurch Nachteile für die Sicher­
heit der Beteiligten entstehen dür­
fen. Sie legten fest, mit dem Ziel 
einer allgemeinen und vollständi­
gen Abrüstung unter wirksamer in­
ternationaler Kontrolle der interna­
tionalen Sicherheit dienende Be­
mühungen um Rüstungsbegren­
zung und —> Abrüstung, insbeson­
dere auf dem Gebiet der Kernwaf­
fen und anderen Massenvernich­
tungswaffen, zu unterstützen. Im 
Zuge der Normalisierung ihrer Be­
ziehungen werden sie die Zusam­
menarbeit zum beiderseitigen Vor­
teil auf dem Gebiet der Wirtschaft, 
der Wissenschaft und Technik, des 
Verkehrs, des Rechtsverkehrs, des 
Post- und Fernmeldewesens, des 
Gesundheitswesens, der Kultur, 
des Sports, des Umweltschutzes 
und auf anderen Gebieten vertrag­
lich entwickeln und fördern. Die 
Vertragspartner legten fest, stän­
dige Vertretungen auszutauschen. 
Der V. ist unbefristet. Der V. ist 
Ausdruck des Scheiterns der über 
mehr als 20 Jahre verfolgten Politik 
der imperialistischen Kreise der 
BRD zur Revision der Ergebnisse 
des zweiten Weltkrieges und der 
Nachkriegsenfwicklung sowie der 
Politik der Alleinvertretungsanma­
ßung. Der V. schuf wichtige Vor­
aussetzungen für die Normalisie­
rung der Beziehungen zwischen 
der DDR und der BRD auf der

Grundlage der Prinzipien der 
—* friedlichen Koexistenz sowie der 
allgemein anerkannten Normen 
des Völkerrechts und stellt einen 
wichtigen Beitrag zur Festigung 
der —> europäischen Sicherheit dar. 
Stets von der alles übergreifenden 
Frage des Friedens ausgehend, war 
die DDR im Sinne des V. bemüht, 
die Beziehungen zur BRD auf vie­
len Gebieten zu normalisieren und 
die entsprechenden vertraglichen 
Grundlagen dafür zu schaffen. Da­
bei weist die DDR entschieden re­
vanchistische Doktrinen von einem 
angeblichen »Fortbestehen des 
Deutschen Reiches in den Gren­
zen von 1937« und Auffassungen 
von einer »offenen deutschen 
Frage« zurück. Entsprechend den 
Festlegungen des V. und auf. der 
Grundlage eines Protokolls vom 
14. 3. 1974 über die Einrichtung 
der Ständigen Vertretungen der 
DDR und der BRD mit gleichen 
Rechten wie Botschaften, nahmen 
1974 diese Vertretungen in den je­
weiligen Hauptstädten ihre Tätig­
keit auf. Ihre Leiter wurden bei 
den Staatsoberhäuptern in der 
DDR bzw. in der BRD akkreditiert. 
Ihre Mitarbeiter werden entspre­
chend der »Wiener Konvention 
über diplomatische Beziehungen« 
vom 18.4. 1961 tätig. Seit 1973 ist 
eine Grenzkommission aus Beauf­
tragten der Regierung der - DDR 
und der BRD tätig. Sie erarbeitete 
im Sinne des V. und der Schluß­
akte der —> Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, Hel­
sinki 1975, das völkerrechtlichen 
Charakter tragende Protokoll zwi­
schen der Regierung der DDR und 
der Regierung der BRD über die 
Überprüfung, Erneuerung und Er­
gänzung der Staatsgrenze zwischen 
der DDR und der BRD vom 29.11. 
1978. Die eindeutige Markierung 
und Dokumentation des Grenzver­
laufs und weitere völkerrechtsge­
mäße Vereinbarungen der gemein­
samen Grenzkommission bekräftig­
ten die Unverletzlichkeit und den


